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Planungs- und Baugesetz 1 

(Änderung vom 19. September 2007) 

Der Kantonsrat des Kantons Schwyz, 

nach Einsicht in Bericht und Vorlage des Regierungsrates, 

beschliesst: 

I. 

Das Planungs- und Baugesetz vom 14. Mai 19872 wird wie folgt geändert: 

§ 5 Abs. 3 

3 Er [der Regierungsrat] arbeitet mit den Behörden des Bundes, der Nachbarkan-
tone sowie der Bezirke und Gemeinden zusammen, soweit sich Aufgaben berüh-
ren. Er kann sich an interkantonalen und regionalen Planungen beteiligen und 
mit anderen Planungsträgern Vereinbarungen abschliessen. 

§ 7 Abs. 2 

2 Der bereinigte Richtplanentwurf wird samt einem Auszug aus den Grundlagen 
während 60 Tagen, bei einzelnen Anpassungen während 30 Tagen öffentlich 
aufgelegt. Die Auflage wird im Amtsblatt publiziert. 

§ 9 Abs. 2 

Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 10  

1 Das vom Regierungsrat bezeichnete Departement ist befugt, Nutzungspläne 
mit den zugehörigen Vorschriften zu erlassen für: 
a) schutzwürdige Gebiete und Objekte von mindestens regionaler Bedeutung; 
b) öffentliche Bauten und Anlagen, die zur Erfüllung wichtiger kantonaler oder 

regionaler Aufgaben erforderlich sind. 
2 Mit Zustimmung der Gemeinderäte der betroffenen Gemeinden können Nut-
zungspläne erlassen werden für: 
a) regionale Entwicklungsschwerpunkte und die Umnutzung von grösseren 

Arealen, deren bisherige Nutzung aufgegeben wird; 
b) Gebiete, die sich im kantonalen Interesse zur Ansiedlung von Unternehmen 

oder Institutionen eignen. 
Die davon betroffenen Grundeigentümer sind in geeigneter Weise in das Verfah-
ren einzubeziehen. 
Abs. 2 und 3 werden zu Abs. 3 und 4. 
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§ 11 Abs. 3 
3 Während der Auflagefrist können die betroffenen Gemeinden und wer durch 
den Nutzungsplan in seinen Interessen berührt ist, beim zuständigen Departe-
ment schriftlich Einsprache erheben. Gegen den Einspracheentscheid können 
sie die Rechtsmittel gemäss Verordnung über die Verwaltungsrechtspflege ergrei-
fen. 

§ 13 Abs. 2 und 3 (neu) 
2 Mehrere Gemeinden können einen gemeinsamen Richtplan erlassen und sich 
auch an regionalen sowie interkantonalen Planungen beteiligen. 
Abs. 2 wird zu Abs. 3. 

§ 15 Abs. 1 
1 Die Gemeinden sind verpflichtet, Zonenpläne und Erschliessungspläne samt 
den zugehörigen Vorschriften zu erlassen. Bei Änderungen der Zonenordnung ist 
der Erschliessungsplan zu überprüfen und nötigenfalls gleichzeitig anzupassen. 

§ 17 Abs. 1 
1 Die Gemeinde scheidet  im Zonenplan die erforderlichen Bau-, Landwirt-
schafts-, Schutz- und Gefahrenzonen aus und sichert den Raumbedarf der 
Fliessgewässer. Schutz- und Gefahrenzonen können andere Zonen überlagern. 

§ 18 Abs. 1 
1 Bauzonen umfassen Land, das sich für die Überbauung eignet und weitgehend 
überbaut ist oder voraussichtlich innert 15 Jahren benötigt und erschlossen 
wird. 

§ 19 Abs. 1 und 2 
1 Landwirtschaftszonen umfassen Land, das sich für die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung oder den produzierenden Gartenbau eignet und zur Erfüllung 
der verschiedenen Aufgaben der Landwirtschaft benötigt wird oder das im Ge-
samtinteresse landwirtschaftlich bewirtschaftet werden soll. Soweit möglich 
werden grössere zusammenhängende Flächen ausgeschieden. 
2 Die Errichtung und Änderung von Bauten und Anlagen in der Landwirtschafts-
zone richten sich nach den Bestimmungen des Bundesrechts. 

§ 20 Überschrift, Abs. 1 und 3 (neu) 
 d) Schutz- und Gefahrenzonen 

1 Schutzzonen können ausgeschieden werden für historische Stätten, Natur- und 
Kulturdenkmäler, Ortsbilder, besonders schöne Landschaften, Fluss- und See-
ufer sowie für Lebensräume für schutzwürdige Tiere und Pflanzen. 
3 Gefahrenzonen werden nach den vom Kanton erstellten Gefahrenkarten für 
jene Gebiete ausgeschieden, die durch Naturgewalten gefährdet sind.  
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§ 21 Abs. 2 Bst. a 

(2 Mindestens muss es Vorschriften enthalten über:) 
a) die Bauweise, die Nutzungsart und das Ausmass der Nutzung in den einzel-

nen Zonen; 

§ 24 Abs. 3 

3 Vorteile im Sinne von Abs. 2 liegen namentlich vor, wenn eine besonders gross-
zügige und zweckmässige Anlage der Frei-, Spiel- und Abstellflächen vorgesehen 
ist, bedeutende Massnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz getroffen wer-
den, preisgünstiger Wohnraum für Familien geschaffen wird, die Bauten sich gut 
in die Umgebung einfügen, ein gutes Gesamtbild ergeben, dank verdichtetem 
Bauen wenig Land verbrauchen und sich architektonisch besonders auszeichnen 
oder andere im öffentlichen Interesse liegende Mehrleistungen ausgewiesen 
werden. 

§ 29 Abs. 2 

2 Der Gemeinderat ist befugt, an unzweckmässig verlaufenden Zonengrenzen 
oder Festlegungen im Erschliessungsplan geringfügige Korrekturen anzubringen 
und ungenaue Zonengrenzen oder Linienführungen im Erschliessungsplan ver-
bindlich festzulegen. Die durch solche Änderungen Betroffenen sind vorgängig 
anzuhören. Sie können die Änderungen nach § 26 Abs. 2 anfechten. 

§ 30 Abs. 2 und 4 

2 Der Entwurf von Gestaltungsplänen samt Sonderbauvorschriften ist unter Be-
kanntgabe im Amtsblatt und in den örtlichen Publikationsorganen während 20 
Tagen öffentlich aufzulegen. Darauf gestützte Baugesuche können gleichzeitig 
aufgelegt werden.  
4 Gegen Entscheide des Gemeinderates über den Plan und die Sonderbauvor-
schriften kann Beschwerde gemäss Verordnung über die Verwaltungsrechtspflege 
erhoben werden. Über das Baugesuch darf erst entschieden werden, wenn der 
Gestaltungsplan genehmigt ist. 

§ 40 Abs. 1 und 2 

1 Die Feinerschliessung der Baugrundstücke obliegt den Grundeigentümern, 
soweit sie nicht nach den einschlägigen Gemeindevorschriften oder durch Er-
satzvornahme von der Gemeinde besorgt wird. 
2 Das Bewilligungsverfahren richtet sich nach diesem Gesetz. Private Erschlies-
sungsanlagen dürfen den Erschliessungsplänen der Gemeinde nicht zuwiderlau-
fen. 

§ 41 Abs. 1 

1 Der Gemeinderat verpflichtet die Eigentümer und direkten Anstösser bestehen-
der privater Erschliessungsanlagen, die Mitbenützung und den Ausbau durch  
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Dritte gegen volle Entschädigung zu dulden, sofern dies zumutbar und für eine 
landsparende oder zweckmässige technische Lösung notwendig ist. 

§ 42 Abs. 1 bis 3 

1 Der Gemeinderat führt mittels Ersatzvornahme die Feinerschliessung von Bau-
land auf Begehren eines oder mehrerer Grundeigentümer durch, wenn diese die 
Kosten für das Projekt vorschiessen. 
2 Der Gemeinderat kann die Ersatzvornahme von sich aus durchführen, wenn ein 
dringender Bedarf an baureifem Land besteht oder die Feinerschliessung sonst 
im öffentlichen Interesse ist. 
Abs. 3 wird aufgehoben. 

§ 43 Abs. 4 

4 Während der Auflagefrist kann gegen das Ausführungsprojekt und den Kosten-
verteilplan Einsprache an den Gemeinderat erhoben werden. Ist nur der Kosten-
verteilplan umstritten, so kann nach rechtskräftiger Bewilligung mit dem Ausfüh-
rungsprojekt begonnen werden. 

§ 45 Abs. 3 

3 Der Beitragsplan ist während 20 Tagen unter Bekanntgabe im Amtsblatt und in 
den örtlichen Publikationsorganen öffentlich aufzulegen. Den beitragspflichtigen 
Eigentümern ist die Auflage und ihr Treffnis überdies schriftlich mitzuteilen, 
wenn ihre Adressen bekannt sind. 

§ 46 Abs. 3 

3 Der Beitrag wird nach Vollendung der Anlage mit der Rechnungsstellung fällig. 
Nach Massgabe des Planungs- und Baufortschritts können von den Eigentümern 
der beitragspflichtigen Grundstücke Teilzahlungen verlangt werden. 

§ 52 Abs. 2 und 3 

2 Die Gemeinden können grössere Masse als in den kantonalen Mindestvorschrif-
ten vorschreiben. Sie können zudem im Zonenplan oder in den zugehörigen 
Vorschriften geringere Masse festlegen: 
a) generell für Grenz- und Gebäudeabstände in Kernzonen sowie reinen Gewer-

be- und Industriezonen; 
b) in begründeten Fällen für einzelne Strassen-, Gewässer- und Waldabstände. 
3 Der Regierungsrat definiert die Baubegriffe, Messweisen und Verfahrensabläu-
fe. Er kann harmonisierte Baubegriffe übernehmen und ist ermächtigt, entspre-
chenden interkantonalen Vereinbarungen beizutreten. 

§ 54 Abs. 2  

2 Bauten und Anlagen müssen den Regeln der Baukunde und den Anforderungen 
des Gesundheitsschutzes entsprechen. 
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§ 57 6. Behindertengerechtes Bauen 

1 Bauten und Anlagen haben für Menschen mit Behinderungen die Anforderun-
gen des Bundesrechts zu erfüllen. 
2 Bei der Errichtung und bei wesentlichen Erweiterungen von öffentlich zugäng-
lichen Bauten sind die dem Publikum zugänglichen Bereiche so zu gestalten, 
dass sie für Menschen mit Behinderungen zugänglich und benutzbar sind. 
3 Mehrfamilienhäuser mit sechs und mehr Wohneinheiten und Gebäude mit 
mehr als 50 Arbeitsplätzen sind so zu gestalten, dass sie den speziellen Bedürf-
nissen von Menschen mit Behinderungen angepasst werden können. Entstehen 
dadurch unverhältnismässige Mehrkosten oder überwiegen andere Interessen, so 
kann auf Vorkehren für Menschen mit Behinderungen ganz oder teilweise ver-
zichtet werden. 

§ 60 Abs. 3 Bst. c 

(Nicht berücksichtigt werden:) 
c) Attikageschosse und Dachbrüstungen, sofern ihre Fassaden auf der Schmal-

seite innerhalb eines Giebeldreiecks von 45° liegen sowie auf der Längsseite 
mit Ausnahme von maximal einem Drittel dieser Fassadenlänge um das 
Mass ihrer Höhe von der Fassade des darunter liegenden Geschosses zurück-
versetzt sind. 

§ 66 Abs. 2 und 3 (neu) 

2 Die Gemeinden haben in den Nutzungsplänen durch Baulinien oder durch 
Bestimmungen im Baureglement Abstände von Bauten und Anlagen gegenüber 
fliessenden Gewässern festzulegen. Der Abstand wird von der oberen Bö-
schungskante aus gemessen und beträgt gegenüber den im kantonalen Wasser-
rechtsgesetz3 namentlich aufgezählten Fliessgewässern mindestens 8 m, in den 
anderen Fällen mindestens 5 m. 
3 Sie bezeichnen im Baureglement in Grenzfällen jene Gewässer, die als Seen 
und als fliessende Gewässer zu verstehen sind. 

§ 68 Abs. 3 

3 Unter mehreren anwendbaren Abstandsvorschriften geht jene vor, die den 
grössten Abstand vorsieht. Gegenüber öffentlichen Strassen ist allein der Stras-
senabstand anwendbar. 

§ 72 Abs. 4 

4 Bestehende, gegen Wärmeverlust unzureichend geschützte Bauten dürfen mit 
einer nachträglichen Aussenisolation die Grenz- und Gebäudeabstände um jenes 
Mass unterschreiten, das für eine ausreichende Wärmedämmung notwendig ist. 
Ebenso wird die dafür erforderliche Grundfläche bei der Berechnung des Nut-
zungsmasses nicht berücksichtigt. 
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§ 74 Abs. 1 bis 4 

1 Die Erteilung von Ausnahmebewilligungen für die Errichtung oder Zweckände-
rung von zonenwidrigen Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen richtet 
sich nach den Bestimmungen des Bundesrechts. 
2 Im Rahmen des Bundesrechts können insbesondere Ausnahmen bewilligt 
werden bei: 
a) landwirtschaftsfremden Wohnnutzungen, 
b) schützenswerten Bauten und Anlagen, 
c) Bauten in Streusiedlungsgebieten, 
d) landschaftsprägenden Bauten. 
3 Ausnahmen von anderen kantonalen und kommunalen Bauvorschriften beur-
teilt die Bewilligungsbehörde nach den Grundsätzen von § 73. 
Abs. 4 wird aufgehoben. 

§ 75 Abs. 1, 5 und 6 

1 Bauten und Anlagen dürfen nur mit behördlicher Bewilligung errichtet oder 
geändert werden. Die Bewilligung wird im Melde-, vereinfachten oder ordentli-
chen Verfahren erteilt. 
5 Ohne Baubewilligung dürfen erstellt werden provisorische Bauten und Anlagen, 
die während der Ausführung von Bauten und Anlagen als Bauinstallation benö-
tigt werden, sowie Werkleitungen, die Gegenstand eines Nutzungsplan- oder 
Projektgenehmigungsverfahrens waren.  
6 Für geringfügige Bauvorhaben genügt die Erfüllung der Meldepflicht. Bleibt ein 
der zuständigen Bewilligungsbehörde gemeldetes Bauvorhaben innert 20 Tagen 
seit Eingang ohne Widerspruch, so gilt es als bewilligt. Die Bewilligungsbehörde 
kann die Zuständigkeit zum Widerspruch an die Bauverwaltung delegieren. 

§ 77 Abs. 3 

3 Bedarf das Bauvorhaben auch der Bewilligung oder Zustimmung weiterer In-
stanzen des Bundes, Kantons oder Bezirks, leitet die Gemeinde das vollständige 
Baugesuch nach einer ersten Prüfung mit ihrem Bericht an die vom Regierungs-
rat bezeichnete kantonale Amtsstelle weiter. Diese sorgt für die beförderliche 
und koordinierte Zustellung und Behandlung des Baugesuches durch alle zu-
ständigen Instanzen des Bundes, des Kantons sowie des Bezirks und stellt die 
kantonale Baubewilligung zusammen mit den weiteren Bewilligungen der Ge-
meinde zur Eröffnung an die Parteien zu.  

§ 79 
1 Die Bewilligungsbehörde bewilligt kleinere Bauvorhaben oder Änderungen 
bewilligter Bauvorhaben ohne Auflage und Publikation, wenn das schriftliche 
Einverständnis der direkten Anstösser und der zuständigen Bewilligungsinstan-
zen des Kantons und des Bezirks vorliegt. Sie dispensiert in solchen und ande-
ren begründeten Fällen auch von der Erstellung eines Baugespannes. 
2 Sie zeigt die Bewilligung den direkten Anstössern und den zuständigen Bewilli-
gungsinstanzen des Kantons und des Bezirks an. 
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3 Fehlt das schriftliche Einverständnis eines direkten Anstössers, so wird diesem 
mit der schriftlichen Anzeige eine Frist von 20 Tagen angesetzt mit dem Hin-
weis, dass innert dieser Frist Einsprache erhoben werden kann. 

§ 81 Abs. 1, 2 und 3 

1 Die Bewilligungsbehörde und die kantonalen Amtsstellen sorgen für eine be-
förderliche und koordinierte Behandlung der Baugesuche. In der Regel hat die 
Bewilligungsbehörde das Baugesuch innert zwei Monaten nach Einreichung der 
genügenden Unterlagen zu entscheiden. 
2 Über Baugesuch und allfällige öffentlich-rechtliche Einsprachen ist gleichzeitig 
Beschluss zu fassen. Die kommunale Baubewilligung und der Einspracheent-
scheid sind zusammen mit der kantonalen Baubewilligung allen Parteien gleich-
zeitig zuzustellen. 
3 In der Baubewilligung können technische Bewilligungen vorbehalten und nach 
Rechtskraft der Baubewilligung erteilt werden. 

§ 82 Abs. 1 

1 Gegen die kommunale und kantonale Baubewilligung sowie den Einsprache-
entscheid kann nach den Vorschriften der Verordnung über die Verwaltungs-
rechtspflege Beschwerde an den Regierungsrat erhoben werden. 

§ 83 4. Kantonale Baubewilligung 

1 Bedarf ein Bauvorhaben neben der kommunalen Baubewilligung auch kantona-
ler Bewilligungen, so erteilt der Kanton eine kantonale Baubewilligung.  
2 Mit der kantonalen Baubewilligung wird festgestellt, ob ein Bauvorhaben allen 
anwendbaren öffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht. 
3 Der Regierungsrat regelt die Zuständigkeiten und das Verfahren. 

§ 85 6. Bauausführung 
 a) Baubeginn und -unterbruch 

1 Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn die Baubewilligung und 
die Entscheide über öffentlich- und zivilrechtliche Einsprachen rechtskräftig 
sind. 
2 Die Bewilligungsbehörde ordnet die Fortsetzung der Bauarbeiten an, wenn 
diese während längerer Zeit stillstehen. Sie droht gleichzeitig die erforderlichen 
Sanktionen bei Säumnis an. 

§ 86 Abs. 2 
2 Die zweijährige Frist für den Baubeginn steht während der Dauer eines Zivil-
prozesses oder Enteignungsverfahrens still. 
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§ 87 Abs. 1 
1 Die Bewilligungsbehörde verfügt die Einstellung von Bauarbeiten, die der er-
teilten Bewilligung widersprechen oder ohne Bewilligung in Angriff genommen 
worden sind. Einer dagegen erhobenen Beschwerde kommt keine aufschiebende 
Wirkung zu. 

§ 90 Überschrift, Abs. 1 Bst. c, d (neu), e (neu) und Abs. 2 (neu)  
 1. Verordnungen und Anpassungen dieses Gesetzes 

(1 Der Kantonsrat ist ermächtigt, unter Vorbehalt des fakultativen Referendums 
Vorschriften zu erlassen über:)  
c) Massnahmen zur Förderung der Energieeffizienz; 
d) Massnahmen für verkehrsintensive Einrichtungen; 
e) die Förderung, Koordination und Finanzierung der vom Bund mitfinanzierten 

Verkehrsinfrastrukturen in Agglomerationen. 
2 Der Kantonsrat ist ermächtigt, dieses Gesetz unter Vorbehalt des fakultativen 
Referendums den jeweiligen Änderungen des Bundesrechts und allfälligen inter-
kantonalen Vereinbarungen anzupassen.  

§ 91 Abs. 1 und 2 bis 4 (neu) 
 2. Vollzug 
1 Der Regierungsrat ist mit dem Vollzug beauftragt. Er erlässt die erforderlichen 
Vollzugsvorschriften und übt die Aufsicht über die Gemeinden beim Vollzug 
dieses Gesetzes aus. 
2 Er kann für den Vollzug Normen und Richtlinien als verbindlich erklären und 
insbesondere für die Anforderungen an die Baugesuchsunterlagen sowie das 
kommunale und kantonale Bewilligungsverfahren einheitliche Vorschriften erlas-
sen. 
3 Sind die technischen und organisatorischen Voraussetzungen erfüllt, so kann 
der Regierungsrat ganz oder teilweise das elektronische Bewilligungsverfahren 
einführen. Die Kosten für die Einführung und den Betrieb des elektronischen 
Bewilligungsverfahrens tragen Kanton und Gemeinden nach verhältnismässigen 
Anteilen. 
4 Der Regierungsrat erlässt die erforderlichen Vorschriften und bestimmt die 
zulässigen Datenformate. Er kann seine Befugnis an ein Departement delegie-
ren. 

§ 92 Abs. 1 bis 3 und 4 (neu) 
 3. Strafbestimmungen 

1 Wer Bauten und Anlagen ohne Baubewilligung oder in Abweichung einer Bau-
bewilligung errichtet, ändert oder umnutzt, wird nach den Vorschriften der Ver-
ordnung über den Strafprozess im Kanton Schwyz mit Busse bis Fr. 50 000.-- 
bestraft. Bei Gewinnsucht ist die Strafbehörde an den Höchstbetrag der Busse 
nicht gebunden. 
2 Strafbar ist die vorsätzliche oder fahrlässige Widerhandlung, begangen durch 
Bauherren, Eigentümer, sonstige Berechtigte, Projektverfasser, Unternehmer 
und Bauleiter. Versuch, Anstiftung und Gehilfenschaft sind strafbar. 
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3 Die Strafverfolgung verjährt in sieben Jahren. 
4 Widerrechtliche Gewinne und Vermögenswerte, die aus der Nutzung von Bau-
ten und Anlagen stammen, die ohne oder in Abweichung einer Baubewilligung 
errichtet, geändert oder genutzt werden, werden nach den Bestimmungen des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches eingezogen. 

§ 93 Abs. 2 Bst. a bis e und Bst. f bis l (neu) 

2 Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert: 

a) Gerichtsordnung vom 10. Mai 19744: 

§ 94 Abs. 3 
3 Vorbehalten bleiben Verhandlungen in dringenden Fällen und vorsorgliche 
Massnahmen, das summarische Verfahren, das Einsprache- und Rechtsmittel-
verfahren in Planungs-, Bau-, Beitrags- und Enteignungssachen, das öffentliche 
Beschaffungswesen, das Strafverfahren sowie Verhandlungen und Fristansetzun-
gen im Einvernehmen mit den Parteien. 

b) Kantonale Verordnung zum Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 24. 
Mai 20005: 

§ 30 Abs. 1 
Das Verfahren für den Erlass von Verfügungen und Entscheiden richtet sich nach 
der Verordnung über die Verwaltungsrechtspflege. Das Baubewilligungsverfahren 
richtet sich nach den Bestimmungen der Planungs- und Baugesetzgebung. 

c) Kantonale Verordnung zum Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 
19. April 20006: 

§ 28 Abs. 3 
3 Im Übrigen gelten für bauliche Veränderungen oder technische Eingriffe an 
Bächen und Flüssen die Bestimmungen des Planungs- und Baugesetzes. 

§ 39 Abs. 1 
Das Verfahren für den Erlass von Verfügungen und Entscheiden richtet sich nach 
der Verordnung über die Verwaltungsrechtspflege. Das Baubewilligungsverfahren 
richtet sich nach den Bestimmungen der Planungs- und Baugesetzgebung. 

d) Kantonale Jagd- und Wildschutzverordnung vom 20. Dezember 19897: 

§ 41 Abs. 1 
1 Für die Errichtung von Fütterungsstellen für das Wild ist eine kantonale Bewil-
ligung einzuholen. Das Baubewilligungsverfahren richtet sich nach den Bestim-
mungen der Planungs- und Baugesetzgebung.  

e) Kantonale Fischereiverordnung vom 9. September 19768: 

§ 5 Abs. 2 Bst. g 
[Sie ist insbesondere zuständig für:] 
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g) die Stellungnahme zu technischen Eingriffen in Gewässern (Art. 8 ff. des 

Bundesgesetzes). Im Übrigen richtet sich das Baubewilligungsverfahren 
nach den Bestimmungen der Planungs- und Baugesetzgebung.  

f) Verordnung über den öffentlichen Strandboden und Materialentnahmen aus 
öffentlichen Gewässern vom 14. März 19759: 

§ 3 Abs. 2 
2 Das Bewilligungsverfahren für Materialentnahmen richtet sich nach den Be-
stimmungen der Planungs- und Baugesetzgebung. 

g) Strassenverordnung vom 15. September 199910: 

§ 46 Abs. 2 
2 Ist der Kanton Strassenträger, findet das Verfahren nach den Bestimmungen 
der Planungs- und Baugesetzgebung Anwendung. 

h) Kantonale Verordnung zum Bundesgesetz über den Wald vom 21. Oktober 
199811: 

§ 4  
1 Ist in einem Nutzungsplan- oder Baubewilligungsverfahren ein Waldfeststel-
lungs- oder Rodungsgesuch erforderlich, so erfolgt die öffentliche Auflage 
gleichzeitig mit dem Nutzungsplanentwurf oder dem Baugesuch. 
2 Die Gesuchsunterlagen sind bei der betroffenen Gemeinde aufzulegen. Wäh-
rend der Auflagefrist kann bei der zuständigen Stelle Einsprache erhoben wer-
den. 
3 Im Übrigen findet das Verfahren nach den Bestimmungen der Planungs- und 
Baugesetzgebung Anwendung. 

§ 7a (neu)  Gefahrenkarten  
1 Gefahrenkarten zeigen, welche Gebiete durch Naturgefahren oder schädliche 
Einwirkungen erheblich bedroht sind.  
2 Öffentlichkeit und Grundeigentümer sind in die Erarbeitung der Gefahrenkarten 
einzubeziehen. Die Entwürfe werden während 30 Tagen öffentlich aufgelegt. 
Während der Auflagefrist können alle Interessierten dem zuständigen Amt eine 
schriftliche Stellungnahme unterbreiten.  
3 Die Kosten für die Erarbeitung der Gefahrenkarten trägt der Kanton. 

i) Wasserrechtsgesetz vom 11. September 197312: 

§ 41 Abs. 2 
2 Der Bezirksrat ordnet die zum Vollzug dieses Gesetzes und der Bundesvor-
schriften über die Wasserbaupolizei notwendigen Massnahmen an. Im Übrigen 
richtet sich bei baulichen Veränderungen oder technischen Eingriffen an Bächen 
und Flüssen das Verfahren nach den Bestimmungen des Planungs- und Bauge-
setzes.  
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k) Verordnung über das Energiesparen bei Bauten und Anlagen vom 15. Dezem-
ber 199313: 

§ 4 Abs. 2 (neu) 
2 Werden zur Förderung der Energieeffizienz bauliche Massnahmen getroffen, 
die sich auf die Berechnung des Nutzungsmasses auswirken, so werden die 
dafür erforderlichen Grundflächen gegenüber einer konventionellen Bauweise 
nicht angerechnet. 

l) Verordnung über die Anmerkung von Sondernutzungsrechten und von öffent-
lich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch vom 6. Juli 198214: 

§ 4 Bst. c 
Auf Anordnung der zuständigen Behörde können im Bereich des öffentlichen 
Planungs- und Baurechts ohne spezielle Vorschrift als Eigentumsbeschränkun-
gen im Grundbuch angemerkt werden: 
c) die mit einer Bewilligung verbundenen Nebenbestimmungen (Befristungen, 

Bedingungen, Auflagen und Reverse), soweit diese Nebenbestimmungen von 
zeitlich längerer Dauer sind und die Anmerkung einem Bedürfnis entspricht. 

Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 19. September 2007 

1 Die Gemeinden haben 
a) die Gefahrenzonen in ihren Nutzungsplänen innert zwei Jahren nach Erstel-

lung der Gefahrenkarten auszuscheiden. Für Gebiete mit erheblicher Gefähr-
dung prüfen die Gemeinderäte den Erlass kommunaler Planungszonen;  

b) die Abstände von Fliessgewässern (§ 66 Abs. 2) innert zwei Jahren seit 
Inkrafttreten der Änderung vom 19. September 2007 festzulegen. 

2 Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt, bis zu welchem die Gemeinden 
ihre Baureglemente den harmonisierten Begriffen und Messweisen anzupassen 
haben. 
3 Die beim Inkrafttreten dieser Änderung bei kantonalen Amtsstellen hängigen 
Baugesuche sind durch diese zu Ende zu führen. 

II. 

1 Dieser Beschluss wird der Volksabstimmung unterstellt. 
2 Er wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach dem Inkrafttreten in die Gesetz-
sammlung aufgenommen. 
3 Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
 
 
 Im Namen des Kantonsrates 
 Der Präsident: Dr. Patrick Schönbächler 
 Die Protokollführerin: Margrit Gschwend 
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